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 Fraktion im Rat der Stadt Büren

Haushaltsrede zum Haushalt 2006

(es gilt das gesprochene Wort)

Eingangsbemerkungen

Als wir uns vor einem Jahr mit den Haushaltszahlen beschäftigten, konnte niemand ahnen, was ab Anfang Oktober 2005 unsere Arbeit wesentlich in Anspruch nehmen würde; die Schließung des Bürener St.-Nikolaus-Hospitals.

Für Bürger, Politik und Mitarbeiter völlig überraschend hatte der nach eigenen Angaben christlich ausgerichtete katholische Träger die Schließung des Hauses zum Jahresende angekündigt, wenn nicht die Stadt Büren eingreift und den weiteren Weg des Krankenhauses zukünftig finanziell begleitet.

Die Drohung der kurzfristigen Schließung sollte vermutlich dazu führen, die Politik einzuschüchtern und vermutlich auch verhindern, dass sich der Rat in ausreichender Weise mit dem Thema auseinandersetzt. 

Nachdem ein von der Stadt Büren beauftragter unabhängiger Unternehmensberater das von der Kirche bevorzugte Modell „Aatalklinik“ untersucht hat, musste dieser feststellen, dass dieses von der Kirche favorisierte Konzept keine Perspektive hat und die von der Stadt geforderten Steuergelder kurzfristig verpufft wären.

Normalerweise wäre damit die Arbeit der Stadt Büren erledigt gewesen, da man als Dritter ohnehin bislang nicht am Verfahren beteiligt wurde und grundsätzlich auch nicht am Verfahren beteiligt ist. 

Einzig vor dem Hintergrund, dass sich zumindest der Rat der Stadt Büren seiner sozialen Verantwortung bewusst ist, hat sich der Rat der Stadt Büren entschieden, ein neues Modell, nämlich Marseille, ins Spiel zu bringen.

Der Rat der Stadt Büren hat mit diesem Vorschlag und anderen vielfältigen Bemühungen versucht, die Interessen der Mitarbeiter des Krankenhauses aber auch der Bevölkerung und damit der Patienten bestmöglich zu vertreten.

Das die Verhandlungen zwischenzeitlich eine positive Wendung genommen haben, ist vielleicht auch auf späte Einsicht und/oder die Weihnachtszeit zurückzuführen.

Sollte es jedoch stimmen, dass die chirurgischen Betten des Krankenhauses vom damaligen Träger ohne Not zurückgegeben und damit dem Krankenhaus die Substanz entzogen wurde, ist das ein ungeheuerlicher Skandal, der nicht ohne Folgen bleiben darf.

Zum Haushalt: 

An dieser Stelle wurde bislang immer auf der Grundlage der jeweils bekannten oder sich abzeichnenden Eckdaten eine grobe Einschätzung der möglichen Entwicklung im Folgejahr gegeben. Da die Verabschiedung des Gemeindefinanzierungsgesetzes (GFG) voraussichtlich erst im Frühjahr 2006 erfolgen wird, liegen derzeit noch keine Daten zum Steuerverbund vor.

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer soll, nach den Orientierungsdaten des

letzten Jahres, eine Steigerung um 6% aufweisen. Die tatsächliche Entwicklung bleibt abzuwarten, wird jedoch kritisch gesehen. Zudem ist die Steuerkraftmesszahl der Stadt Büren, welche im Rahmen der Berechnung der Schlüsselzuweisungen eine wichtige Rolle spielt, im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Dies reduziert wiederum die Schlüsselzuweisungen.

Erfreulich ist festzuhalten, dass die Gewerbesteuereinnahmen weiter gestiegen sind.

Wenn man nun feststellt, dass - entgegen der Prognose -  bereits im Haushaltsjahr 2004 keine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage notwendig wurde und sogar eine freie Spitze erwirtschaftet werden konnte, erscheint es auch wahrscheinlich, dass eine Rücklagenentnahme im Jahr 2005 ebenfalls nicht notwendig sein wird. Wir hoffen, dass die Jahresrechnung 2005 dieses bestätigt.

Haushaltsklarheit

Ich möchte Ihnen anhand eines Beispiels deutlich machen, wie schwer es für uns als Kommunalpolitiker ist, nachzuvollziehen, wie viel Mittel in manchen Haushaltstiteln wirklich drinstecken.

Beim Flurbereinigungsverfahren Büren II werden im Jahr 2006 im Haushalt 0 € als Ausgabe angegeben. In der Erklärung seitens der Verwaltung heißt es dann im Kleingedruckten, dass die verfügbaren Haushaltsausgabereste des Jahres 2005 dem Jahr 2006 vorgetragen werden. Unabhängig davon, dass auch im Jahr 2005 keine Haushaltsmittel veranschlagt wurden und die Haushaltsausgabereste damit bereits aus dem Jahr 2004 stammen, tauchen diese nirgendwo im Haushaltsplan auf. Man kann daher eigenständig nicht erkennen, wie hoch diese Haushaltsausgabereste sind. Nach Auskunft der Verwaltung sind dieses 55.000 Euro.

So schafft die Kameralistik keine Haushaltsklarheit.

Eigentlich möchte ich und ich denke jeder andere Bürger auch, Haushaltstitel und Haushaltsmittel deutlich erkennen können und nicht wie ein Rutengänger nach den Geldadern suchen. 

Die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements in der Stadt Büren ab dem Jahre 2008 erfährt daher unsere volle Unterstützung.

Schulen, Sport und Bildung

In den Erläuterungen des Haushaltsplanes wurde festgestellt, dass die Stadt Schwerpunkte in den Neubau der Schulen setzt.

Wir hoffen, dass dieses nur ein redaktioneller Fehler ist, da bei rückläufigen Schülerzahlen ein Neubau von Schulen nicht zu verantworten ist.

Schwerpunkte können nur in die Sanierung der vorhandenen Schulen gesetzt werden. Gleichzeitig muss auf die ständig steigende Nachfrage bei den offenen Ganztagsschulen reagiert werden.

Diese Entwicklung zu steuern, bedarf es des Instrumentes der Schuleinzugsbezirke, da nur so verlässliche Zahlen und Entwicklungen prognostiziert werden können.

Außer unserer Fraktion hat keine andere Fraktion diese Notwendigkeit erkannt. 

Nicht anders kann ich mir das übliche Abstimmungsverhältnis zu unseren diesbezüglichen Anträgen, nämlich: mit Stimmen der FDP und der CDU abgelehnt, erklären.

Bezüglich der Sportplatzsanierung oder besser gesagt, der Errichtung eines Sportzentrums am Bruch ist man derzeit noch auf der Suche nach der eierlegenden Wollmilchsau. Eine Finanzierung einzig aus Mitteln der Sportpauschale ist unmöglich. 

Gelingen könnte dieses nur, wenn Mittel aus der Schulpauschale unterstützend in Anspruch genommen werden. Einige Schulleiter haben bereits signalisiert, dass Sie damit einverstanden sind. 

Wir müssen bei einer möglichen Entscheidung sorgsam darauf achten, dass die Folgekosten berücksichtigt werden und die Schulpauschale nicht über Gebühr in Anspruch genommen wird.

Wirtschaftsförderung

Um das Thema Wirtschaftsförderung auch in Bezug auf die Fürstenberger Straße ist es in letzter Zeit recht still geworden. Haben wir eigentlich noch eine Wirtschaftsförderung? Im Haushalt stehen zumindest noch Personalausgaben mit einem Betrag von 32.560 €.

Aber vielleicht besteht die Wirtschaftsförderung ja derzeit darin, dass der Bürgermeister im Kreise seiner Mittelständler vollmundig verkündet, dass er die Gewerbesteuer abschaffen will. Der erhoffte Beifall war ihm gesichert.

Herr Bürgermeister! Wir sind froh, dass sich die Gewerbesteuer nach den dramatischen Einbrüchen der Jahre 2001 bis 2003 inzwischen wieder erholt. In dieser Situation die wichtigste Steuerquelle der Stadt durch fragwürdige Kommentare bei Unternehmertreffen zu gefährden, ist ein Spiel mit dem Feuer. Das im Grundgesetz festgelegte Hebesatzrecht der Kommunen darf nicht zur Bedeutungslosigkeit. verkümmern und Belastungen von Unternehmen auf die Bürger verlagert werden.

Abwassergebühren

Die hohen aber notwendigen Investitionen in das Abwasserwerk führen verstärkt zu hohen Zins- und Tilgungsbelastungen und hohen Abschreibungen.

Wenn die Verwaltung nun vorschlägt, die Abwassergebühren um 50 Cent anzuheben und dieses damit begründet, dass man eine realistische Bewertung der Entwicklung der kommenden Jahre vorgenommen hat, ist dieses eine Abkehr vom bislang praktizierten Prinzip der Rückschau.

Nach unserer Einschätzung ist zum jetzigen Zeitpunkt eine Gebührenerhöhung von 30 Cent ausreichend und sachgerecht. Ob weitere Erhöhungen kommen müssen oder kommen werden hängt davon ab, ob der Rat der Stadt Büren das im Investitionsprogramm vorgeschlagene Investitionstempo in den nächsten Jahren auch mitgehen will. Wir meinen, dass man nicht alles wünschenswerte auch kurzfristig machen sollte.

Baugebiet Steinhausen

Das von uns immer kritisierte Baugebiet Oberfeld in Steinhausen soll nun weiter umgesetzt werden.

Wir haben in der letzen Sitzung des Rates nochmals unsere ablehnende Haltung bekräftigt und dem Bebauungsplan widersprochen.

Nicht nur das im Haushalt 2006 Grundstückskosten für 1 Mio. Euro veranschlagt wurden, zusätzlich ist eine Verpflichtungsermächtigung nochmals in Höhe von 1 Mio. Euro vorgesehen. 

1 Mio. Euro, die bei Inanspruchnahme bereits jetzt den Haushalt des Jahres 2007 belasten und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stadt einschränken.

Es bleibt zu hoffen, dass die Risikoeinschätzung und das Festhalten von CDU und FDP an diesem Baugebiet kein Böses Ende nimmt.

Lassen Sie mich mit einem Hinweis schließen: 

Wir haben dem Haushalt in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses zugestimmt, da wir der Auffassung waren, dass ein Grundkonsens zu diesem Haushalt nicht die Ausschaltung unterschiedlicher Positionen in sachpolitischen Fragen bedeutet.

Seit der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses sind jedoch einige Missstände aufgetreten, die es uns nicht mehr möglich machen, diesem Haushalt zuzustimmen:

Die Verwaltung hat die Reinigungsleistungen u.a. an den Schulen neu ausgeschrieben. Der Vertrag mit der bisherigen Reinigungsfirma wurde zum 31.12.2005 gekündigt.

Auf den ersten Blick ist es erfreulich zu verzeichnen, dass durch den Vertrag mit der neuen Reinigungsfirma aus Paderborn die Reinigungskosten an den Schulen reduziert werden konnten. Aber mit was für Konsequenzen?

Spart man hier auf Kosten der Menschen, die angehalten sind, ein Arbeitsvolumen zu entrichten, das nur geleistet werden kann, wenn diese Menschen freiwillig und unentgeltlich außerhalb der vorgegeben Zeitvorgaben „ihre“ Schule reinigen?

Durch die Neuberechnung der Zeitvorgaben bzw. der Leistung in Quadratmeter pro Zeiteinheit ist es zu einer drastischen Beschleunigung der Reinigungsvorgänge auf dem Papier gekommen, das aber im Ergebnis dazu führt, dass ca. 1,7 mal so schnell gearbeitet werden muss, um die gleiche Reinigungsmenge wie vorher zu erbringen. 

Selbst wenn man einen erheblichen Produktivitätsgewinn durch den Einsatz moderner Reinigungstechnologie (Maschine und Chemie) unterstellt, so ist eine solche Produktivitätssteigerung unvorstellbar und unglaubwürdig.

Es bleibt also die begründete Annahme, dass diese Beschleunigung durch einen immensen, inhumanen Druck auf das Arbeitstempo erzielt werden wird, mit allen negativen Folgen für die davon betroffenen Frauen.

Wir vertreten die Auffassung, dass eine öffentliche Körperschaft dieses nicht noch durch den Abschluss entsprechender Verträge fördern darf. Die meisten dieser Arbeitnehmer sind Bürger(innen) unserer Stadt, jedenfalls aber Menschen mit gleichen Rechten. 

Wir als Verantwortliche werden daran gemessen, dass wir sozialen und humanen Bedingungen verpflichtet sind. 

Der ungeheuere Zeitdruck und die Vorgaben des Reinigungsunternehmens führen im Ergebnis dazu, dass das Entgelt für die Reinigungskräfte um unglaubliche 45 bis 50 % herabgesetzt wird; bei Beibehaltung des tariflichen Garantielohnes von 7,87€.

Ein Einzelbeispiel soll das verdeutlichen:

Eine Schule einschließlich Turnhalle wurde bisher laut Vertrag in 4,75 Stunden gereinigt. Das Entgelt dafür betrug 37,38 €/Tag.

Nach dem neuen Vertrag ist dieselbe Reinigungsleistung in 2,75 Stunden zu erbringen, was ein Entgelt von 21,64 €/Tag ausmacht. Das ist die unfassbare Lohnkürzung von ca. 45%. Unabhängig von der Frage, ob eine Reinigung in der vorgegebenen Zeit überhaupt möglich ist.

Auch unter dem Gebot absoluter Sparsamkeit darf eine Kommune solchem Geschäftsgebaren der Reinigungsfirma nicht Unterstützung geben, hier hätte man vor Abschluss des Vertrages schon erkennen müssen, unter welchen Bedingungen das Ergebnis der Ausschreibung und die dadurch von der Stadt erhoffte und erreichte Einsparung von bis zu 100.000 Euro nur erzielbar ist. 

Man hätte weiterhin aufgrund der Lebenserfahrung erkennen müssen, dass eine Verschlechterung für die Reinigung und den Gebäudesubstanzerhalt unter solchen Bedingungen dagegen eher wahrscheinlich ist.

Alles in allem sehen wir dringenden Handlungsbedarf um das Schlimmste noch abzuwenden.

Liebe Verwaltung: Abtauchen gilt nicht, hier heißt es nachbessern und ändern.

Welche Auswüchse die von der Verwaltung durchgeführte Ausschreibung schon hat, zeigt sich darin, dass bereits mehr als 10 Reinigungskräfte gekündigt haben.

Aus diesen Gründen werden wir von der SPD diesem Haushalt unsere Zustimmung verweigern.

Wir werden die Ausführung dieses Haushaltes kritisch begleiten und inhaltliche Meinungsverschiedenheiten weiterhin austragen.

gez. Marco Sudbrak
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